
diesem Abkommen beginnt die vertragsrechtliche Quelle 
des Weltraumrechts zu fließen, während das Gewohn­
heitsrecht das Weltraumrecht spärlicher speist, aber des­
wegen doch nicht ohne Bedeutung ist. Wenn auch die 
Fristen zur Herausbildung von Völkergewohnheitsrecht 
nur kurz waren, so hat doch die Intensität der Welt­
raumaktivitäten, gegen die kein Widerspruch erhoben 
wurde, die Herausbildung von Gewohnheitsrecht be­
günstigt. Es darf heute angenommen werden, daß z. B. 
die Grundsätze von der Weltraumfreiheit und der fried­
lichen Nutzung des Weltraums gewohnheitsrechtliche 
Geltung und damit Verbindlichkeit für alle Staaten be­
anspruchen können.

Friedliche Nutzung des Weltraums

Wichtigster Ausgangspunkt für die vertragliche Heraus­
bildung des Weltraumrechts ist der Vertrag über die 
Prinzipien für die Tätigkeit der Staaten bei der Erfor­
schung und Nutzung des Weltraums einschließlich des 
Mondes und anderer Himmelskörper (Weltraumvertrag) 
vom 27. Januar 1967, der auch von der DDR ratifiziert 
Wurde./5/ Dieser Vertrag beruht zum einen auf Vor­
schlägen, die von der Sowjetunion in den Jahren 1962/63 
eingebracht und von der XVIII. UNO-Vollversammlung 
als Grundsatz-Deklaration in ihrer Resolution A/1962 
(XVIII) vom 13. Dezember 1963 gebilligt wurden, und 
zum anderen auf sowjetischen und amerikanischen Ent­
würfen des Jahres 1966, die schließlich zum Vertrag 
führten. Seine wichtigsten Grundsätze sind:
— Freiheit der Erforschung und Nutzung des Welt­

raums und der Himmelskörper zum Wohle und im 
Interesse aller Länder (Art. 1 und 9);

— internationale Zusammenarbeit und gegenseitige Un­
terstützung bei der Erforschung und Nutzung des

_ Weltraums und der Himmelskörper (Art. 1 und 9 
bis 12);

— Okkupationsverbot im Weltraum und auf Himmels­
körpern (Art. 2);

— Bindung der Staaten bei ihren Weltraumaktivitäten 
an das Völkerrecht und die UNO-Charta (Art. 3 und 
9 bis 12);

— Verbot der Militarisierung des Weltraums, insbeson­
dere Verbot der Stationierung von Kernwaffen und 
anderen Massenvernichtungswaffen (Art 4);

— Hilfeleistung für Kosmonauten (Art. 5);
— Verantwortlichkeit der Staaten für nationale Aktivi­

täten (Art. 6 bis 8).
Der Vertrag bezieht sich auf den Weltraum, definiert 
ihn aber nicht. Aus dem Vertrag ergibt sich nicht, wo 
der souveränitätserfüllte Luftraum über den Staats­
territorien endet und der souveränitätsfreie, aber vom 
Völkerrecht erfüllte Weltraum beginnt. Mit einer ver­
traglichen Grenzfestlegung ist in naher Zukunft noch 
nicht zu rechnen.
Auf Grund der verschiedenartigen Anknüpfungsmög­
lichkeiten (z. B. Dichte der Atmosphäre, Wirkung der 
Schwerkraft, effektive Kontrolle) sind Höhen von 20 bis 
200 000 km und mehr als Grenzen zwischen Luft- und 
Weltraum vorgeschlagen worden./6/ Wegen der Schwie­
rigkeiten bei den Grenzfestlegungen ist wiederholt emp­
fohlen worden, auf eine feste Grenze zu verzichten und 
auf die Funktion der Aktivität abzustellen. Das bedeu­
tet: Dient eine Handlung zum Transport von Personen,
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Gütern auf der Erde, soll sie unter das Luftrecht fallen, 
auch wenn sie sich mittels Raketenflugkörpern in 
1 000 km Höhe vollzieht. Wird aber Weltraumforschung 
betrieben, auch wenn z. B. ein Flugkörper nur 60 km 
Höhe erreicht, dann soll Weltraumrecht gelten.
Die herrschende Meinung scheint dahin zu tendieren, daß 
die Grenze zwischen Luft- und Weltraum etwa bei 150 
bis 160 km Höhe liegen sollte, weil in dieser Höhe die 
Umlaufbahnen der Satelliten Kreisform annehmen und 
im allgemeinen ein Verglühen der Satelliten eintritt. 
Bisher hat kein Staat gegen das Überfliegen seines Ter­
ritoriums in diesen Höhen protestiert, so daß angenom­
men werden kann, daß bei der Intensität der Weltraum­
forschung mittels Satelliten sich schon im Verlauf einer 
relativ kurzen Zeit ein entsprechendes Völkergewohn­
heitsrecht entwickelt hat. Damit ist aber nicht gesagt, 
daß die Staaten mit jeder Weltraumaktivität in Höhe 
über 150 bis 160 km einverstanden sind; die Staaten be­
halten sich stets ihre Rechte zum Schutz ihrer lebens­
wichtigen Interessen vor./7/
Der Weltraumvertrag von 1967 und seine prinzipiellen 
Regelungen legen „im wesentlichen jenes Minimum an 
Hauptgrundsätzen fest, an die sich die Staaten bei ihrem 
,Einleben‘ auf den Himmelskörpern halten können und 
müssen“./8/ Der Vertrag bedarf im Lichte der rasch 
fortschreitenden wissenschaftlich-teriinischen Entwick­
lung der Präzisierung. Das ist hinsichtlich der Hilfelei­
stung für Kosmonauten und der Verantwortlichkeit für 
Weltraumaktivitäten bereits geschehen. Für die nächste 
Zukunft ist mit ergänzenden Regelungen für die Regi­
strierung von Weltraumflugkörpern, für die Erforschung 
des Mondes, für die Direktübermittlung von Fernseh­
sendungen über Nachrichtensatelliten und für die Beob­
achtungssatelliten zur Erforschung der Erde zu rech­
nen.

Hilfeleistung für Kosmonauten
Das Abkommen vom 22. April 1968 über die Rettung 
von Kosmonauten und die Rückführung von Kosmo­
nauten und Objekten, die in den Weltraum entsandt 
wurden,/9/ präzisiert Art. 5, 8 und 13 des Weltraumver­
trages und enthält Informations- und Hilfeleistungs­
pflichten in Zusammenarbeit mit dem Entsendestaat und 
unter Wahrung der Souveränität des helfenden Staates. 
Das Abkommen regelt die Hilfeleistung auf der Erde; 
Pflichten zur Hilfeleistung im Weltraum, z. B. bei einer 
Notsituation auf dem Mond oder auf Orbitalstationen, 
sind noch nicht geregelt. Hier fehlt es noch an den tech­
nischen Voraussetzungen. Das mag sich ändern, wenn 
die für 1975 vorgesehenen Kopplungsmanöver von so­
wjetischen und amerikanischen Raumschiffen erfolgreich 
sind./10/

Verantwortlichkeit für Schäden aus Weltraumaktivitäten
Die Konvention vom 29. März 1972 über die internatio­
nale Verantwortlichkeit für Schäden, die durch Welt­
raumobjekte verursacht wurden, konnte nach fast zehn­
jähriger Vorbereitung verabschiedet werden./ll/ Sie be­
kennt sich zur Staatshaftung und entspricht damit den
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